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Geſetz-Sammlung 


b für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— — 


F Isa 


(Nr. 3236.) Geſetz, betreffend den erleichterten Abverkauf kleiner Grundſtuͤcke. Vom 3. 
Maͤrz 1850. 


Ne. N a Se 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, fuͤr den ganzen Umfang der Mo: 
narchie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer belegenen Laͤndestheile, 
was folgt: 

5 N. 


Jeder Grundeigenthuͤmer, ſowie jeder Lehns- und Fideikommißbeſitzer iſt 
befugt, einzelne Gutsparzellen gegen Auferlegung feſter, nach den Vorſchriften 
der Abloͤſungs⸗Ordnung abloͤsbarer Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung eines 
Kaufgeldes auch ohne Einwilligung der Lehns- und Fideikommißberechtigten, 
Hypotheken- und Realglaͤubiger zu veraͤußern, ſofern bei landſchaftlich beliehe- 
nen Guͤtern die Kreditdirektion, bei anderen die Auseinanderfeßungs = Behörde 
beſcheinigt, daß die Abveraͤußerung den gedachten Intereſſenten unſchaͤdlich ſei. 

H. 25 


Ein ſolches Unſchaͤdlichkeitszeugniß darf nur ertheilt werden, wenn das 
Trennſtuͤck im Verhaͤltniß zu dem Hauptgute von geringem Werth und Um— 
fang iſt, und wenn die auferlegte Geldabgabe oder das verabredete Kaufgeld 
den Ertrag oder den Werth des Trennſtuͤcks erreicht. 

§. 3. 

Das veraͤußerte Trennſtuͤck ſcheidet aus dem Realverbande des Haupt⸗ 
gutes, zu welchem daſſelbe bis dahin gehoͤrt hat, aus, und die demſelben auf⸗ 
erlegte Geldabgabe, ſowie das verabredete Kaufgeld treten in Beziehung auf 
die Lehns⸗- und Fideikommißberechtigten, Hypotheken⸗ und Realgläubiger des 
Hauptgutes an die Stelle des Trennſtuͤcks. 

§. 4. 

Hinſichtlich der Verwendung der feſtgeſetzten Kaufgelder in das Haupt⸗ 
gut kommen die geſetzlichen Vorſchriften uͤber die Verwendung der Abloͤſungs⸗ 
Kapitalien zur Anwendung. a 
Jahrgang 1850, (Nr. 3236—-3237,) 21 H. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 16. März 1850, 
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§. 

Alle Beſtimmungen, welche den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
entgegenſtehen oder ſich mit denſelben nicht vereinigen laſſen, werden außer 
Kraft geſetzt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhandigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 3. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


(Ar. 3237.) Geſetz, betreffend die auf Muͤhlengrundſtuͤcken haftenden Reallaſten. Vom 
11. Maͤrz 1850. i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 


verordnen für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausnahme der auf dem 
linken Rheinufer belegenen Landestheile, unter Zuſtimmung beider Kammern, 
was folgt: 0 

9 


Bei Beurtheilung der Frage: 

b die auf einem Muͤhlengrundſtuͤcke haftenden Abgaben durch die 
Beſtimmungen des F. 30, des Edikts vom 2. November 1810. (Geſetz⸗ 
Sammlung 1810. S. 86.) oder des $. 3. der allgemeinen Gewerbe⸗ 
Ordnung vom 17. Januar 1845. aufgehoben worden ſind oder nicht, 

kommen kuͤnftig die Beſtimmungen der $$. 1. und 2. der Verordnung vom 
19. Februar 1832. (Gefeß-Sammlung 1832. S. 64.) nicht mehr zur Anwendung und 
bewendet es lediglich bei den allgemeinen Grundſaͤtzen über die Beweisfuͤhrung 
und Beweislaſt. 5. 5 


Jeder Prozeß, in welchem die im H. 4. bezeichnete Frage ſtreitig iſt oder 
wird, hat die Wirkung, daß alle auf dem Grundſtuͤcke ruhenden, nicht als auf⸗ 
gehoben zu betrachtenden ablösbaren Reallaſten nach den Grundſaͤtzen des Ge⸗ 
ſetzes uber Abloͤſung der Reallaſten ꝛc. vom Aten d. M. ſofort abgeloͤſt wer: 
den muͤſſen. 

In Betreff aller derartigen Prozeſſe, ſie moͤgen bereits anhaͤngig ſein 
oder erſt kuͤnftig angeftellt werden, tritt die Zuſtaͤndigkeit der Auseinanderſetzungs⸗ 
Behoͤrde ein. 

K 35 


Sind die daruͤber, ob und in wie weit eine auf einem Muͤhlengrundſtuͤcke 
haftende Abgabe eine Grundabgabe ſei oder für den Betrieb des Muͤhlenge— 
werbes entrichtet werden muͤſſe, entſtehenden Streitigkeiten bei der e e 

nicht 
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nicht gütlich zu beſeitigen, fo uͤberreicht die Auseinanderſetzungs-Behoͤrde die 
ſpruchreif inſtruirten Akten mit ihrem Gutachten dem Revifions - Kollegium für 
Landeskultur⸗Sachen zur Entſcheidung. Gegen den Ausſpruch deſſelben findet 
weder ein ordentliches, noch ein außerordentliches Rechtsmittel ſtatt. 

Alle ſchon anhaͤngige, noch nicht rechtskraͤftig entſchiedene Prozeſſe gehen, 
wenn gegen das bereits ergangene Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, 
ebenfalls an das Reviſions-Kollegium zur endguͤltigen Entſcheidung auf Grund 
des gegenwaͤrtigen Geſetzes. 

Nur die bei Verkündung dieſes Geſetzes in der Reviſions- oder Nich- 
tigkeits-Inſtanz ſchwebenden Prozeſſe werden durch Entſcheidung des Ober— 
Tribunals zum Austrage gebracht. 


§. 4. 
Alle Anſpruͤche auf Befreiung von den auf Muͤhlengrundſtuͤcken haften: 

den Abgaben, welche darauf gegruͤndet ſind: 

daß die Abgaben durch die Beſtimmungen des H. 30. des Edikts vom 

2. November 1810. oder des . 3. der allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung 

aufgehoben worden ſeien, 
muͤſſen, bei Verluſt derſelben, Seitens des Verpflichteten vor dem 1. Januar 
1855. bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde angemeldet werden. 


8 


In allen Faͤllen, in welchen fuͤr den Verluſt einer fuͤr den Gewerbe⸗ 
betrieb entrichteten Abgabe nach dem Entſchaͤdi ungs-Geſetze zur allgemeinen 
Gewerbe-Drdnung vom 17. Januar 1845. eine Entſchaͤdigung aus der Staats⸗ 
kaſſe in Anſpruch genommen werden kann, iſt der betreffenden Regierung von 
dem Antrage auf Einleitung des Verfahrens Nachricht zu geben. Der Re⸗ 
gierung bleibt in ſolchem Falle uͤberlaſſen, zur Wahrnehmung des fiskaliſchen In⸗ 
tereſſes einen Anwalt zu beſtellen, welcher bei allen Verhandlungen zugezogen 
werden muß. 


H. 6. 

Bei jeder Abloͤſung der auf einem Muͤhlengrundſtuͤcke haftenden Real⸗ 
laſten iſt der Beſitzer deſſelben zu fordern berechtigt, daß ihm ein Drittel des 
Reinertrages des Grundſtuͤckes verbleibe, und daß, ſoweit es hierzu erforderlich, 
die Abfindung fuͤr die zur Abloͤſung kommenden Reallaſten vermindert werde. 
Stehen dem verpflichteten Muͤhlenbeſitzer mehrere Berechtigte gegenuͤber, welche 
ſich hiernach eine Verminderung ihrer Abfindung gefallen laſſen muͤſſen, ſo er⸗ 
folgt die Verminderung nach Verhaͤltniß der Größe der Abfindung. 

Der Reinertrag des Muͤhlengrundſtuͤcks wird in folgender Art ermittelt: 

Es wird der gegenwaͤrtige gemeine Kaufwerth, d. h. der Werth, 
welchen das Muͤhlengrundſtuͤck nebſt allem Zubehoͤr, nach ſeiner 
Waſſerkraft, Lage, der zur Zeit der Abſchaͤtzung beſtehenden Konkur⸗ 
renz und anderen beſtimmenden Umſtaͤnden, in Erwaͤgung aller auf 
ihm ruhenden Laſten und Abgaben, und aller ihm zuftehenden Be⸗ 
rechtigungen hat, in Pauſch und Bogen durch Schiedsrichter feſtgeſtellt. 
(Fr. 3237.) Su 
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Zu dem Werth wird die Entſchaͤdigung gerechnet, welche dem, 
jetzigen oder einem früheren Beſitzer des J uͤhlengrundſtuͤcks fuͤr Auf⸗ 
hebung damit etwa verbunden geweſener Zwangs- oder Bannrechte, 
oder ausſchließlicher Gewerbe- Berechtigungen, gewährt worden oder 
noch zu gewaͤhren iſt. 

Alsdann werden vier Prozent des ſo ermittelten Kaufwerths 
und der gedachten Entſchaͤdigung mit dem Jahreswerthe aller ab- 
lösbaren Reallaſten des Muͤhlengrundſtuͤcks nach Abzug der nach 
H. 59. und 60. des Geſetzes uͤber Abloͤſung der Reallaſten vom 2. 
d. M. zu beruͤckſichtigenden Gegenleiſtungen zuſammengerechnet. 

Die Summe davon ſtellt den Reinertrag des Grundſtuͤcks dar. 


NE 


Die Schiffsmuͤhlen find im Sinne dieſes Geſetzes ebenfalls zu den Muͤn⸗ 
lengrundſtuͤcken zu rechnen. 


. 
Auf Muͤhlen, welche erſt nach Verkuͤndung der Gewerbe⸗Ordnung vom 
17. Januar 1845. neu gegruͤndet worden ſind, findet die Beſtimmung wegen 
Herabſetzung der Entſchaͤdigung für die abzuloͤſenden Reallaſten auf den Be⸗ 
191 von zwei Dritteln des Reinertrags des Muͤhlengrundſtuͤcks keine An- 
wendung. a 


G. N a 

Mit dem Tage der Verkuͤndung des gegenwärtigen Geſetzes hört die im 
F. 4. Lit. b. und $. 2. Nr. 1. des Geſetzes vom 9. Oktober 1848. (Geſetz⸗ 
Sammlung 1848. S. 276.) angeordnete Siſtirung der Prozeſſe uͤber Muͤhlen⸗ 
Abgaben auf. 

Die nach H. 2. Nr. 1. des gedachten Geſetzes getroffenen interimiſtiſchen 
Feſtſetzungen tiber die laufenden Leistungen bleiben bis zur Ausfuͤhrung der Ab⸗ 
loſung, ſo wie die Befugniß der Auseinanderſetzungs- Behörden, dergleichen 
Feſtſetzungen auch fernerhin zu treffen, in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 11. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Redigirt im Büreau des Stants-Minifteriums, 
. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


